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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. 


(Nr. 9047.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der durch 
das Hochwaſſer der Weichſel in der Provinz Weſtpreußen und im Land—⸗ 
kreiſe Bromberg, Provinz Poſen, herbeigeführten Verheerungen. Vom 
8. April 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
er 


Der Staatsregierung wird der Betrag von 1 167.000 Mark zur Verfügung 
er „um an die durch das Hochwaſſer der Weichſel im Sommer des Jahres 1884 
eſchädigten der Provinz Weſtpreußen und des Landkreiſes Bromberg, Provinz 
Poſen, nach Maßgabe des nachgewieſenen Bedürfniſſes Beihülfen zu bewilligen, 
insbeſondere 
a) an einzelne Beſchädigte zur Erhaltung im Haus- und Nahrungsſtande, 
b) zur Wiederherſtellung und zur nothwendigen Verbeſſerung der be⸗ 
ſchädigten Deiche und Uferſchutzwerke und der damit in Verbindung 
ſtehenden Anlagen. 8 
$. 2. 
An einzelne Beſchädigte können Beihülfen ohne die Auflage der Rückgewähr 
bis zum Geſammtbetrage von 454 500 Mark bewilligt werden. 


6. 3. 

Die Bewilligung und Verwendung der Beihülfen zu dem im $. J a an 
gegebenen Zwecke erfolgt unter Mitwirkung von Kreiskommiſſionen und, ſoweit es 
ſich um die Provinz Weſtpreußen handelt, einer Provinzialkommiſſion. 

Die Kreiskommiſſion wird von der Vertretung jedes Kreiſes beſonders gewählt. 

Als Provinzialkommiſſion der Provinz Weſtpreußen fungirt der Provinzial⸗ 
ausſchuß. 
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Die Kreiskommiſſionen ſowie die Provinzialkommiſſion ſind befugt, ſich 
durch Kooptation zu verſtärken. 

In der Kreiskommiſſion führt der Landrath „in der Provinzialkommiſſion 
der Oberpräſident den Vorſitz. 


§. 4. 

Zur Bewilligung der im §. 1 gedachten 1 167 000 Mark iſt eine Anleihe 
durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

m Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinfen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


b. 5. 


Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung des Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, den 8. April 1885. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 


v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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